
/wel Episoden
dQus dem Dosener Mischehenkonflikt ').

Von Manfr Laubert,
Breslau, Piastenstr.

Der Osener Mischehenkonflikt zeıtıgte wenige ochen VOor seimner
Beilegung noch wel bisher unbekannt gebliebene LF,pisoden, die auf
die Gesinnung der dortigen katholischen Geistlichkeit einerseits, atuf
die Langmut D: Hilflosigkeit der Staatsbehörden andererseits ein
gemeı1n bezeichnendes iıcht werten.

Äm 39 März 18540 überreichten der amtıerenden
Dekane des Großherzogtums dem Oberpräsidenten
Flottwell eine an erster Stelle durch V Wesierski-Koscieleec
gezeichnete it A worıin S1ıE die Herausgabe der VOT w el
Jahren beschlagnahmten Kxemplare des Duninschen Hirtenbriefes ber
die gemischten Ehen VOo WYebruar 1838 zwecks Verteilung an die
Kuratgeistlichkeit forderten, widrigenfalls diese 1mMm Weg Rechtens VOTl'-

langt w9rden würde.
lottwell erklärte, das Gesuch keiner Antwort würdıgen

können, da sıch die Verfasser bel ein1ıger Überlegung selbst über des-
SI völlige Unstatthaftigkeit nıcht 1m weiıftel belinden konnten. Wegen
der vorgebrachten, dıe Ehrfurcht den andesherrn verletzenden
Außerungen und der schmähenden Ausfälle SESCH cdie Obrigkeit habe

sich aber für verpflichtet gehalten, cdıie Kingabe den kompetenten
Ministerien übermitteln und ihnen die EKinholung einNeESs kgl Befehls
darüber anheimzustellen, ob das für solche Vergehen angedrohte rafi-
verfahren eintreten sollte Schr. pril)

Beli Weiterreichung des Gesuchs die Minister
des Kultus und des Innern,: V, Altenstein und

Ro chow, leichen Tag, Tügte erlaäuternd hinzu, der Antrag
sel, nachdem Dunin SCn des Hirtenbriefs Ur Kriminaluntersuchung
SECZOBCNHN und nachdem. seine Verfügung VO  w Staats SCH öffentlich für
nu ll und nichtig erkannt worden WAar, augenscheinlich wıdersinn1g,
daß darin u die Absiıcht eıner ausdrücklichen Maniftfestation ent-
schiedenster un höhnendster Widersetzlichkeit SCHCHN das Ver-
fahren des Staats erblickt werden könne. erdies hatten sich. die
Verfasser böswillige Beleidigungen des Könıgs un: seliner Behörden
schulden kommen Jassen, die als Krıminalvergehen straibar erschienen.

Bd V/VI 1 Staatsarchiven Posen un: Berlin
1) Nach Oberpräsidialakten VIIL { Rep 7 9 415
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„(DerEine Majestätsbeleidigung sah namentlich ın der Stelle
Hirtenbrief) ist für NS das kostbarste KFigentum, wodurch der selner
Freiheit beraubte Kirchenfürst seinen Ruhm verewigt hat, eın Anden-
ken, das nıicht NUuUr in Herzen, sondern auch ıIn uUuNsSeTEN Kıirchen-
archıven ewıgen Gedächtnisse als wichtiges geschichtliches
Dokument aufbewahr P werden verdıent und S Belehrung und
Beachtung für uUunNsSseTe achfolger 1mM Amt un alle Rechtgläubigen not-
wendig ist.  s {J)a den Verfassern nıcht unbekannt WAaTFr, daß der Hırten-
T1e mit kgl Genehmigung VOm Kultusministerium für gesetzwidrig
erklärt worden WAaTr, un daß cie Wegführung des Prälaten nach Kol-
berg uf kgl Befehl beruhte, dürfe die Anwendbarkeit des Alle
andrechts Jıt S O00 auch VO  w den Gerichten kaum z bezweil-
eln seInN.

Wegen der miıt ausschweitenden Beleidigungen geschilderten ort-
nahme des Briefes vVvVo Hochaltar In der Kırche ZUu Plonkowo
Dekanat Argenau) CiINg aus eiınem landrätlichen Bericht Vom März
1838 hervor, daß der Propst, wahrscheinlich die nahme des
Schriftstückes 7U verhindern, über dem ochaltar befestigt hatte
und daß der Distriktskommissar nach fruchtloser Verhandlung über
die Fintfernung des Schreibens VO  b einem ungehörıgen Ort selbst
abgenommen hatte Er handelte el 1 Auftrag se1lıner vorgeseizien
Dienstbehörde als obrıigkeitliche Person und ührte ıne VOL der Regie-
rung angeordnete Maßnahme durch. In dem Gesuch aber WarFr gesagt
Sie haben den Hirtenbrief durch dıie Landräte und Distriktskommis-
SarTe teils mıiıt Drohungen, teıls mıt gewaltsamem FEinschreiten ortneh-
INenN lassen, TOTLZ aller bescheidenen und gegründeten Vorstellungen,
die dagegen VO  am} Seiten der gesamten Kuratgeistlichkeit vorgebracht
worden sind. Denn ıst neben anderen bedauernswerten Vorfällen
vorgekommen, daß e1in solcher Kommissar ın übertriebenem Eıfer sıch
nıcht gescheut hat, den Hıirtenbriet selbst mıiıt Lebensgefahr VOm Hoch-
altar herunterzureißen ZULE größten Betrübnis der Zuschauer und des
gesamten gläubigen S ‚„dieses Wwe.  undige, das relig1öse Gefühl
empörende, ın Gott geweıihtes Haus profanierende, die Autorität der
kirchlichen Gewalt 1n ihrem rechtmäßigen Organ schmählichst erabh-
würdigende, jedes Re:  sgefühl verletzende, alle Frivolität überstei-
gende Faktum hat sich ın n einer öffentlichen Leichenschau
zugeiragen und kann wenIiger unberührt bleiben, als eın solcher
Exzeß ın einem Gotteshause, VOTL welchem selbst der verruchteste Öse-
wicht ine KEeW1ISSE TIUF'! gebietende eu hat, veruübt worden ist,
ohne Rüge und ohne Ahndung!!!“,

Diese schweren Verbalinjurien sowochl den Beamten W1e
die anordnende höhere Regierungsbehörde gerichtet un nach
und I bestrafen. Der Untersuchung stand aber vielleicht das
Bedenken entgegen, daß vierunddreißig angesehene Geistliche das Ver-
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gehen gemeinschaftlich auf SICH eladen hatten. Andererseits wurde
aber eın sehr gefährliches Beispiel gegeben, WEnnn SsCcCh der Verbin-
dung zahlreicher eilnehmer ine Untat, die bei einem einzelnen ohne
weitel dıie gesetzliche Strafe nach sıch zıehen würde., ungeahndet Diel
ben sollte, während das (Gesetz dıe Verbindung mehrerer ZUu Begehung
einer unlauteren andlung gerade als strafverschärfend bezeichnete.
er hatte sıch Flottwell auft obigen Bescheid Aall WesierskIi beschränkt
und vab den Fkmpfängern die Kinholung der allerhöchsten FEntscheidung
anheim. Auffallend Wäar C5S, daß der Klerus TST nach wel Jahren
mıt einer olchen Reklamation hervortrat. IS War nıcht unmöglıch,
daß die allgemein verbreiteten Gerüchte über 1ne aldıge dem Kr7z-
bischof günstige Wendung In seliner Angelegenheit cdie CAT1 ecranNn-
aßt hatten, die in dieser Beziehung als eın trauriges Zeugn1s VON der
unter der Geistlichkeit vorwaltenden Gesinnung ‚„ Von besonderer Be-
deutung seın dürfte‘

Die beiden Minıiıister wandten siıch mıt Zuziehung des
V erther als Vertreter des auswärtigen Ressorts den Justiz-
minister Mühler Mai) Das Machwerk gehörte nach ihrer Meinung
‚unbedenklich D dem Maßlosesten., w as die katholische Geistlichkeit
während der dortigen, dıe Einsegnung der gemischten hnhen sıch
drehenden Wirren 1ın dieser Art zutiage gefördert hat“ Über den Ur-
SPTUNg ehlte al allen Anhaltspunkten, w as un mehr uffiel,
weil die Zahl der Unterzeichner eroß und iıhre Wohnsitze ber die
an TOVIinz verstreut Ob der Plan VO  —> ihnen allein aus-

INg oder VO  b anderen ihnen untergelegt WAaTr, ob S1Ee nıchts weıter
bezweckten. als nochmals ihren Grimm über die assation des Hirten-
briefs auszulassen oder ob S1e weıterschauend unın die VON ihnen
vielleicht besorgte /Zurücknahme SeINES Erlasses unmöglıch machen
oder ob S1Ee die Aussöhnung des Prälaten mıiıt der Regierung 1m Inter-
SSse des Papstes der des 508 Polonismus hintertreiben wollten.
darüber ließen sıch augenblicklich 1Ur unsıchere Vermutungen hegen.
Mit der Vo Monarchen ZU Begutachtung der Minister gestellten
Frage über 1ne€e Beseitigung der kırchlichen Wirren in Posen stand
dieser Kinzelvorgang jedo 1n keiner CNSECTCN Beziehung als ıne
Menge anderer äahnlicher Ungebührlichkeiten, die sıch der Klerus, der
Erzbischof der Spitze, hatte zuschulden kommen lassen. Daher
War wohl auft iıh bei Erstattung des geforderten Immediatberichts
ıne besondere, dıe geplanten Anträge beeinflussende Rücksicht nıchtt

nehmen, indem Er die für solche sprechenden Beweggründe vielmehr
verstärkte. Indessen War der recht unangenehme Vorgang doch Zu
wichtig, ih nıcht ZU Kenntnis Friedrich Wilhelms 111 A bringen,auch WwWenn Flottwell nıcht ausdrücklich arauf angetragen und
Wesierski hiervon Nachricht gegeben hätte 59.  1€e sechr unzıemliche
Vorstellung“ verstieß offenbar das Publikandum VOIN Juni
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1838, worın jede Bezugnahme auf den Hirtenbrief bei Vermeidung
eıner nach den Umständen z7u bemessenden Ordnungsstrafe untersagt
Wa Kıs unterlag er keinem eCH; daß 1ın Disziplinarverfahren
eintreten konnte. Die Teilnehmer mit sämtlich 300 Gehalt konnten
mıt einem erwels und bhıs ÜE Geldbuße belegt werden. Hatten
S1E aber, W1€E der Oberpräsident nıcht ohne Grund annahm, sıch
gle1l einen Irechen, unehrerbietigen der Kegierung erlaubt, den
Distriktskommissar und Flottwell selber beleidigt, Ja, ga die Ehr-
urcht VOrT dem König verletzt, S} tirat die Frage auf, ob nıcht ine
gerichtliche Untersuchung einzuleıten WaäarT. Es Wäar den Minıstern VOI

großer Wiıchtigkeıt, hierüber Mühlers Meinung owohl für dıe Weıiter-
verfolgung der Sache w1e tür iıhren Bericht den Landesherrn 7

erfahren.
h schr eingehendes h VO. Maı wıeder-

olte., daß das gemeınsame Vorgehen der Dekane und ihre Bewertung
des annullierten Schriftstückes' 1Ur als stratbares erbrechen betrach-
tet werden konnte. DDurch ihre dreisten., ungeziemenden Außerungen
hatten S1€E nıcht bloß dıe hierfür angedrohte Ordnungsstrafe nach dem
Ermessen der Disziplinarbehörde verwirkt,. sondern WäarTen weıter 7U

mındesten der Bestimmung des 00 IS verfallen, denn unterlag
keinem weifel, daß ın ihrer chrift „boshafte, dıe Ehrfurcht SELCH
en Landesherrn verletzende Außerungen über dessen andlungSs-
welse enthalten CnM, dıe miıt Gefängn1s oder Festungshaft VOIL —192
Monaten bestraft werden mußten. Hıngegen lag der ın 151
vorausgeseitzte „‚Ireche un unehrerbietige adel“ Wr ebenfalls „voll-
kommen“ VOTr, doch ın dem eine Behörde gerichteten, nıcht für das
Publikum bestimmten Gesuch konnte das andere Erfordernis der
Krregung eiINes Mißvergnügens und eıner Unzufriedenheıiıt der Bürger
Nnur insofern tinden, als das Von einer Person aufgesetzte Schreiben
durch seıne Mitteilung al die übriıgen Teilnehmer auch deren Unzu-

odann konnte auftfriedenheit erweckt und vermehrt hatte
Bezug S  M werden, da die Unterzeichner als Geistliche doppelt
stratbar wWaren, WEnnn atch zweitfelhaft 1E€ ob der Richter das
Verbrechen ugleich als ın amtlıches ansehen und miıt Kassatıon be-
legen würde. ÜDie Behörden wurden ferner mıiıt mähungen überhäuft
und ihnen „Bedrohungen, gewaltsames Einschreiten, Ungestüm, Über-
rumpelung, boshafte Anschu  igungen revolutionärer Tendenz, uück-
sichtslosigkeıt, auf das tiefste kränkende Herabwürdigung der gelst-
lichen Obrig.  3. vorgewor{fen, das Verfahren eines Distriktskommis-
SATs mıiıt Flottwells orten dargestellt Diese ausgesuchten Schmä-
hungen gehörten ohne Zweitel unter die schweren Beleidigungen, die
1Lm strafbarer a  N, als S1€e von Kirchenbeamten die ihnen
nach dem Jus cıirca vorgesetzten Staatsbeamten verübt 185

daß eıne Reihe von Gesetzesparagraphen anSgezZ0genN werden mußte
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Be1l dieser Sachlage stand dıe Statthaftigkeit der Kriıminalunter-

suchung saämtliche Dekane außer Zweifel, wenngleich der ‚AusSa
Sang nicht verbürgt und die Strathöhe nıcht 1m VOTauUSs bestimmt WT -
den konnte, zumal Altenstein sıch miıt der Ansicht der beiden Justiz-
minıster nıcht vereinıgt hatte, daß die katholischen Geistlichen ZU -

gleich „als wirkliche Staatsbeamte nzusehen“ Deshalb kam
der vorgeseizien Staatsbehörde SCH der VO Klerus verübten Amts-
oder gemeınen Verbrechen das Rechtsmiüittel der Aggravation DSESCH 1ın
Erkenntnis erster nstanz nıcht Z Eis Wäar also sehr wünschenswert,
wenıgstens diejenigen Bestimmungen, die die Kompetenz der Gerichte,
den Instanzenzug iın Untersuchungssachen DCSCH katholische Kirchen-
diener und das an Verfahren betrafen, 185 z publizieren,
der Behörde die Möglichkeit ZUuU bieten. 1ın sorgfältiges Urteil In etzter
nstanz erzielen.

Mühler befürwortete dıe Aufinahme eines derartigen Antrags In den
Immediatbericht. da dergleichen XZesSse leider noch öfter vorkommen
würden, „indem die Dreistigkeit des Klerus OlIlifenbar in demselben
Ta sıch stei1gert als die Langmut der Regierung zunımmt.“. Durch
diese Maßnahme wurde hoffentlich wiederholten Ausschreitungen VOT-

gebeugt. Hınzu iraft, daß die nıchtt bloß zweckmäßige, sondern
„dringend notwendige” aldıge Veröffentlichung dieser Bestimmungen
nıcht das Strafrecht selbst um Gegenstand hatte, also De1 der Redak-
tıon des Strafigesetzbuches, ZU der die Strafanordnungen SESCN
Geistliche VO. Köniıg verwıiesen worden wWarcenh, nıcht berücksichtigt
Zzu werden brauchte. Bei KErfüllung se1nes Wunsches durch den König
wollte Mühler anheimgeben, ob iwa dıe Dekane für dieses al
mıiıt Disziplinarstrafen belegen und iıhnen Zu bedeuten sSeın möchte,
laß jeder VO  —_ iıhnen, der sıch irgendeine Übertretung erlauben
sollte, unausbleiblich ZU Kriminaluntersuchung SCZOSCH, sofort IN

pendiert und unter spezielle Polizeiaufsicht gestellt werden würde.
Werther WAar ur diıese Darlegungen in seliner Überzeugung

von der Zulässigkeit einer Untersuchung SCSCH die Schuldigen 1Ur
noch bestärkt worden (Votum Mai) Unter anderen Umständen
wollte auch keinen Anstand nehmen, S1e vorzuschlagen, allein im
gegenwärtigen Augenblick, Ssch der Hauptsache 1ne königliche
Beschlußfassung gewärtıgen stand, Wäar sSeINES Erachtens unrät-
lich, das Kriminalverfahren SCSCH einen bedeutenden Teil des OSE-
Ner Klerus einzuleiten. 1ıne bloße Disziplinarstrafe begegnete aller-
dings geringeren Bedenken, verhieß aber uch wen1g irkung und
War überdies der Wichtigkeit und Schwere des Vergehens nıcht anSe-
MmMessen. Lr wünschte darum die Entscheidung über S1e bıs Er-
ledigung der Duninschen aC| ausgesetzt ZU sehen. Sehr beherzigens-
wert dünkte iıhm dagegen Mühlers Auslassung über die gesetzliche
Weststellung des Strafverfahrens katholische Geistliche Del S08
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bürgerlichen Amtsvergehen, und War bereit, einen derartıgen Antrag
bei dem König, jedo TST nach Beratung mıiıt em Justizminister
und unter dessen Zuziehung, An befürworten. Auch Rochow
(Votum Juni teilte durchaus uhnhlers Ansıicht über die Stratbarkeit
der Dekane. Dagegen Wäar die „Unmöglichkeit“, VO  — der ihrigen
s einer Untersuchung ziehen, die wahrscheinlich ZUu mehrmonatiger
Freiheitsstrafe führen würde. „unter den jetzıgen Umständen eIN-
eu:  ChH: daß ıch in keiner Weise einem solchen Schritt raten kann  ..
Auch e wollte dıie Beschlußfassung aut sıch eruhen lassen, bıs HMan

wußte, W as über die Person des Erzbischofs entschieden WAäar.
Der eroße Bericht der vier inıster wegch des Ausgleichs der Wir-

ren Wäar aber schon Maı erstattet und eing deshalhb auft den Vor-
tall mıt den Dekanen un die VOo  b Mühler gewünschte Erwähnung des
künftigen Kriminalverfahrens nıcht mehr eın Dann hatte sıch waäh-
rend der erwähnten Korrespondenz die achlage adurch wesentlich
verschoben, daß Juni TIedT1 ılhelm 111 dahingegangen
WAar, und seinem Sanz ZU Frieden geneıgten achfolger durch Unter-
breitung störender Zwischenereignisse ıne Erschwerung seiner Politik
f verursachen, hielten se1ine Ratgeber augenscheinlich nıcht Tür an  -
racht Infolgedessen ist jede Benachrichtigung des
Könıigs unterblieben und der Kall in den ministeriellen
Kanzleien allein erledig worden. Au  S- hier Var Jedo ıne ZULTE

Abschwächung des einzuschlagenden Verfahrens tührende Veränderung
eingetreten, da der betagte Altenstein kurz VOL seinem kgl Herrn VeOET'-
schieden War 14 al) und ın dem klerikalen Eıc  O einen A

jedem Rückzug genelgten Nachfolger fand ochow- Werther aber teilten
1{11 Juli dem Kultusministerium lediglich mıt, daß S1e ihre Rück-
außerung auft dessen. Anirage VOo BL Juni unter Berücksichtigung der
schwebenden Ausgleichsverhandlungen oısher verschoben hatten. Da
ber nunmehr die Ausführung der Von Friedrich Wiıilhelm gefaßten
Entschließung nahe bevorstand, sprachen S1€ 1m ınklang mıt den in
jenem Schreiben entwickelten Ansichten sıch dahın a  y daß ihnen
die Frage n des Vorgehens SESCH die Dekane 1 gegenwärtigen
Augenblick nıcht ZU  — Fnts  eiıdung geeıgnet iünke

Das hiıeraus olgende Schweigen der höheren Behörden gab
Wesierski m ıt drel Amtsgenossen den Mut, August
Hottwell Aurch eine A b Z belästigen, wWwOorın S1€e ihre
Reklamation wıederholten. Kıs W für S1IE Z Tankend, daß der
Oberpräsident ihre rühere Bitte keiner Antwort gewürdigt hatte, nıcht
aber überzeugend und eshalb nıcht Tähig, S1e zZu beruhigen und VoNn
ihrer „rechtmäßigen Yorderung‘“ abzubringen. „Fine indıgnierende,
mıt Drohung verbundene Abweisung ist Tür kein einleuchtender
Grund, der dıe Fortnahme und Vorenthaltung rechtmäßigen
Kigentums rechtfertigt.“ Selbst Altenstein hatte den Hıirtenbrief UL
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annulliert, nıicht aber Tortgenommen, und das gyleiche hatte Oberpräsi-
dent V, Schön in Preußen rücksichtlich der dort VO  b den Bischöfen in
ihren Diözesen erlassenen Hirtenbriefe getian, also das Figentum der
nhaber geachtet. Die Unterzeichner bezweifelten auch, daß das höhe-
IN Orts anheimgestellte Straiverfahren wunschgemäß eintreten werde,
‚wohl wissend, daß dazu auch nıcht die entfernteste Veranlassung VOT-

handen sel; jedenfalls werden W Ir asselbe abwarten und mıiıt ren
bestehen“ Dies War indessen eın VoNn ihrem Antrag Sanz nabhän-
gıger Gegenstand, der uf die Verzögerung der Herausgabe des Briefes
keinen FEinfluß esa. und überhaupt miıt der Forderung hiernach in
keiner Verbindung stand „Diesem nach und ohne uUunNns durch Dro-
hungen, denen WIT entwachsen sınd, intimidieren ZU Jassen, reklamie-
ren WIT miıt reitlichster Überlegung UNSer durch alle Gesetze geschütz-
tes un gesichertes Figentum.“”

Da der OoOsener Klerus durch verschiedene Kanäle über dıe Stimmung
1n Berlin gul unterrichtet WAaT, wußten die Unterzeichner wohl, daß S1€E
auch bei gesteigertem Übermut keine Ahndung zZzu gewärtigen hatten,
und entblödeten sıch deshalb nicht, den in Ungnade gefallenen F’lott-
well persönlich. auf das schlimmste verunglimpfen. Ebenso wWwWar
diesem bewußt, daß bei Ministern, denen jedes Maß für die Würde
und Autorität der Staatsregierung abhanden gekommen WAar, keinen
Rückhalt mehr finden konnte. Er beschränkte sıch darum auf die
kurze Antwort, könne Ur bei seinem Irüheren Bescheid verbleiben,
ohne VoO cdieser Fingabe überhaupt ein Wort weıter 71 berichten.

Bel den Minıiıstern blieb die Angelegenheit dann vorerst liegen. Am
November brachte endlich Ccıie ausstehende Beschluß-

fassung be1 Rochow und Werther in Erinnerung. Miıt ihrem früheren
OIS  ag VOIL deren Aussetzung hatte siıch se1n Ministerium 2Ur ein-
verstanden erklären können. Inzwischen WäarTr ber e allerhöchste
Entscheidung dahin erfolgt, daß dem Erzbischof gänzliche Begnadigung
und Wiedereinsetzung angedeihen ollten Der WeC dieser Huld War
die Behebung der kirchlichen Wirren und die Beruhigung der Provinz,
der unerreicht leiben mußte, WECNnN e1iNn durch die Irrung miıt Dunin
hervorgerufenes Vorgehen tast saämtlicher Dekane jetzt noch Gegen-
stand einer ger1  en Verfolgung oder anderen Ahndung wurde.
Zwar bezog sıch cdie kgl Begnadigung auf cdie Person des Prälaten
und 1eß die mit den kirchlichen Wirren In Verbindung stehenden Ver-
gehen der unteren Geistlichkeit unberührt. Doch unterlag dıe Absicht
des Herrschers, auch S1€e 7 A verzeihen, keinem Bedenken, und sollte
überhaupt noch eın dıesbezüglicher weiflel obwalten können, SO wurde

durch die allgemeine Amnestie VO August gelöst. Unter diesen
Umständen und da auch Flottwell WESCH der ihm zugefügten Belet-
digungen ıne Genugtuung nıcht beansprucht hatte, mußte nach Eich-
horns Meinung einem Strafverfahren nunmehr definitiv abgesehen
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werden. Da Jjedo der üurde der Regierung nıcht zu entsprechen
schien, die Sache Sanz mıiıt Stillschweigen übergehen, S entstand die
F rage, ob nıcht eshalb iıne geeignete Eröffnung den Erzbischof
gesandt und darın die Erlassung jedes Strativerfahrens ausdrücklich
als eın Akt der kgl Gnade bezeichnet werden sollte.

[Da der Monarch In seinen Ordres VOIN Julı durch die Absicht
veleitet den Konflikt seInem Umfang nach löschen und
der Vergessenheit D übergeben, ‚ schien Ro Ü weder miıt dieser
Absıicht noch‘ der Würde der Behörden verträglich, jetzt auf die unsSe-
bührliche Kingabe zurückzukommen. Darüber allein dem Erzbischof
eIne Eröffnung unterbreiten, hatte se1ines Dafürhaltens keinen WEC  >
VonNn ihm verlangen, daß den Dekanen ıne Vorhaltung mache,
seizte VOTQauUS, daß Inan ihn von dem unzıemlichen und strafwürdigen
Charakter der Bittschrift überzeugen könne. Diese Hoffnung teilte
der Minister nıicht. Wohl aber erfüllte ihn cdie Besorgnis, daß die Wie-
deraufnahme jener Angelegenheit auft das kaum verlassene Gebiet des
Konflikts zurückführen und beiden Teilen Verlegenheiten bereiten
werde. Er Tand eshalb nıcht „„das allergeringste Bedenken“ aDel,
den Gegenstand Sanz au{f sıch beruhen L lassen (Votum. für Werther
J1 ovemDber

M eröffneten Eichhorn nunmehr al VE Dezember,
daß S1e ıhm In der definitiven Unterlassung jedes Strafverfahrens
der einer anderen Ahndung beipflichteten. Im Gegensatz Zzu Rochows
Auffassung raute aber Werther dem Erzbischof Z daß die xrobe
Ungebührlichkeit und Strafiwürdigkeit der Urheber nıcht verkennen,
wıewohl vielleicht Anstand nehmen werde, ihnen darüber ıne Zurecht-
welsung 7u erteilen. Damit GT ber nıicht etwa iın der irrtümlichen
Meinung verbleiben konnte. als abe die Reglerung die einem hohen
Staatsbeamten iın Ausübung se1nes mtits VOo  u jenen Geistlichen „unter
frechem, unehrerbietigen einer landesherrlichen Anordnung wıder-
fahrene Beleidigung änzlıch ignorjert” und diese durch das Allgem.
Landrecht sireng verponte Verletzung der Ehrfurcht SESCH den Staat
nıcht einmal einer Ahndung wert gehalten, laubte der Freiherr miıt
Rücksicht auf das Ansehen der Regierung befürworten mussen,
daß der Kirchenfürst bei vorkommender Gelegenheit, Jedo So bald
als möglich, In gee1gneter Art von Eichhorn nachdrücklich darauf auft-
merksam gemacht werden sollte. WI1€E das Unterbleiben jedes Strafver-
fahrens In diesem Fall als olge des bekannten es außer-
ordentlicher kgl (Gsnade betrachten und Zzu erklären sel. Dies konnte
geschehen, ohne daß der Absiıcht des Monarchen zuwıdergehandelt und
cdie Geifahr NEUET Zwistigkeiten mıt Dunin herbeigeführ wurde.

Auch Eıc  orn schlen 1 Einverständnis mıt Werthers Ansicht
das durch den chritt der Dekane SO „stark kompromiuittierte Ansehen
des Gouvernements“ eine anSCMESSCHNE Krwıderung nöt1g machen.
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Kr neigte STa des VO  > iıhm anfänglich ebenftalls in das Auge gefaßten
Weges ber Dunin Nun aber einem anderen Verfahren Zzu und erließ
nach sehr langer Überlegung Ja {I1, 4 1 eın pt I}

W esierski. Er machte ıhm bemerklich, daß VOT weıterer Ver-
fügung aut dessen Antrag cdie Rückkehr des Erzbischofs rIolgt
und nachdem dieser mit staatlıcher Genehmigung August 1ın
undschreiben über die künftige Behandlung der gemischten Ehen
erlassen hatte, die Frage des Hirtenbriefs als erledigt anzusehen Wa

Dem Tügte aber die Bemerkung hinzu, daß „die unziıemlıiche Fas-
5UN8 des erwähnten Antrags und die in demselben enthaltenen belei-
digenden Ausfälle den Herrn Oberpräsidenten und die übrigen
miıt der Ausführung höheren Orts erteilter Befehle beauftragten Staats-
beamten nıicht anders als mißfällig en wahrgenommen WT -

den können“ Je bestimmter der Minister glaubte, voraussetzen
dürfen, daß Wesierski und seine Genossen be1 ruhiger Erwägung sıch
VO  = der Unangemessenheit iıhres Schrittes überzeugt en würden,
mıiıt ygrößerem ank würden S1€e nach OTNS Meinung all-
zuerkennen wI1ssen, daß die inzwischen eingetretenen außerordentlichen
Akte der kgl Gnade ermöglicht hatten, von der Kinleitung einer
ZUT Aufrechterhaltung des verletzten Ansehens der Gesetze sonst un-
bwendbaren gerichtlichen Untersuchung nunmehr abzusehen.

Dieses Schreiben wurde Flottwell selben Tage zugestellt, mıt
dem Zusatz, daß, wenngleich Von einer ger1  en Untersuchung abh-
zusehen Walfl, doch. mıt der ur der Staatsregierung unvereinbar
schien, den Wall völlig z 1gnorleren und nıcht wenigstens dıe Unter-
zeichner auf die Vorgänge aufmerksam z U machen, denen S1E das
Unterbleiben jedes ger1  en Verfahrens zuzuschreiben hatten.

und C teiılte Eichhorn mıit, glaube die H-
SC2NUNS nıcht In Form eines Schriftstückes AIl Dunin kleiden zZzu sollen.,
indem nıcht ausgemacht WAäar, daß dieser während selner aflt jemals
amtlich VO  —; der Kingabe Kenntnis SCHOMMEN hatte, und daher
nicht ratsam erscheinen mochte. iıh mıt der Angelegenheit 1n irgend-
einer Weise zZu befassen. EFichhorn 1offte darum, das Einverständnis
seliner Amtsgenossen Linden, daß zweckmäßiger Ssel, die notwen-
dige Kröffnung al die Dekane Zu Händen Wesierskis Zu riıchten. Jene
erklärten Januar wirklich, WI1e Rochow einen T1a an den
Erzbischof weder für nöt1ig noch unbedenklich halten konnte, scheine
auch Werther die gewählte Form einer Verfügung die Dekane
Un mehr den Vorzug verdienen, als unın wahrscheinlich
ihr auf diesem indırekten Wege Kenntnis erhalten werde. Seine Irü-
here Ansicht hatte der Freiherr larauf gegründet, daß iın dem 1Ch-
hornschen Schreiben VO 3, November DU ıne Eröffnung den
Prälaten zur Diskussion geste worden NarL,
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I)as War trotz er großen Worte und entrüsteten Beteuerungen
das mehr als masgere Ergebnis der ministeriellen eschlußfassung. War
dieser Ausgang VOo Standpunkt der Reglerung sich. schon ein
kläglicher, wiıirkt geradezu w1e€e Selbstironie, daß Inan dem miıt-
unterzeichneten an Kompalla bei der Königsberger Huldigung 1n
September 1540 den roten Adlerorden 111 Klasse erlieh und beim
Ordensfest 1541 den Dekan Boinski und unerhörterwelise Wesierskı
für die Klasse vors  ug, die sS1€e bei Anwesenheit des Monarchen
in Posen 1542 empfingen, obwohl Wesierski inzwischen die
Amtsentsetzung des Vıkars us Ssch schwerer Majestätsbeleidigung
remonstriert un: den ger]!  en Spruch nıcht anerkannt hatte S

Angesichts einer solchen Schwäche ist begreiflich, daß auch der
matte Hoffnungsstrahl verglomm, die bezeigte Milde werde irgend-
welchen Findruck auf die renıtente polnische Geistlichkeit hervor-
rufen. Dies möge dıe zeıgen.

Inmiıtten der allgemeinen u In Tiedrıch Wa F
helm H4: der bereits den Friedensschluß mıt der kathol 1r! bis
Vor den unmiıttelbaren Abschluß gefördert hatte, bezeigte 1Ur der
Klerus teilweise ıne Tanatische Verblendung und Intoleranz, wobeil
ihm ber die Bevölkerung nicht folgte (Zeitungsberi der Reg TOM-
berg Juni

Der Thronfolger ordnete damals durch VOo Juni daß
cdie Landestrauer nach dem Reglement VO ()icH
1797 stattfinden und die Behörden ungesaumt ihre Verfügungen
darüber erlassen ollten Schon meldeten aber die I1
amter ın Schubın und Inowrazlaw durch Estafette bzw.
Kxpre  oten, daß der Probst und ehemalige Konsistorialrat In Brom-
berg, {1 W, und vIier Geistliche des Schubiner
Kreises, darunter Dekan KomasiınskIı, sıch weıigerten, das in VOT-

geschriebene Irauergeläut vornehmen lassen, teıls, eil S1€ VONn ihren
Oberen dazu einen nach ihrer Meinung notwendigen Auftrag nıicht
erhalten hätten, teils, WI1Ie namentlich Kantak angab, weiıl das Ver-
stummen der ocken nach dem Rıtus der katholischen Kıirche das
Zeichen der höchsten Irauer sel, das bereıts früher VOoO  —> den kırchlichen
Behörden angewendet wurde und das willkürlich aufzuheben sıch
nıcht für befugt halte Die Landräte Iragten an, W1€e dieser umnn
öffentlichen AÄrgernIis gereichenden Renitenz zu begegnen sel. Der
Regierung erschien &N ZWar 2anz unbedenklich, das angeordnete Geläut
durch die weltliche Macht vornehmen lassen, besonders, da die
Priester nıcht als Figentümer der Glocken ZUuU betrachten Wäaren, und
ihre Weigerung, abgesehen VoO  b der Ungesetzlichkeit, keine Rücksicht

2) Vel u Standeserhöhungen und Ordensverleihungen iın
der TOvinz Posen nach 1815 Ztschr. Hıst Gesellsch TOvınz
Posen. 1908 207 {it



350 Untersuchungen

verdıiente. Da jedo zweiftelhait Waäafl, ob allerhöchsten Orts eın
solcher aufsehenerregender gewaltsamer Auftritt outgeheißen werden
würde, und da ferner gerade ıIn diesem Fall 1ın gleichmäßıges Vertfah-
E dringend wünschenswert War, Im Osener Departement aber g-
wıß ahnlıche Vorgänge SICH. ereignet hatten, erbat S1E Flottwells Ent-
scheidung und selne eventuelle unmittelbare Anweilsung die Land-
rate.

C n i mußte ebenfalls für mißlich halten.,
sogleich eine Zwangsmaßregel die betreffenden Geistlichen eIN-
treten zZu lassen Schr Jun1 Er erachtete s vielmehr für ansemeSs-
N, abzuwarten, ob die Kleriker auch nach Empfang der ihnen i1N-
zwıischen durch die Landräte eingehändigten und von Hlottwell 1m
Auftrag des Kultusministeriums erlassenen Rundverfügung tortfahren
würden, sıch ihrer Verpflichtung sowohl hiınsıchtlich des Geläuts als
der Abhaltung des Kirchengebets entzıehen, und ob auch andere
Geistliche das Beı1pıiel nachahmen würden. Für diesen die
Landräte unverzüglich unterrichten, daß S1e ZUVOT mıt den betref-
fenden Dekanen über diese Verletzung königlicher Befehle persönlich
Rücksprache nehmen und versuchen sollten, S1e Z bestimmter An-
welsung die Geistlichen ihres Bezirks sofortigen Beobachtung
der vorgeschriebenen Kirchentrauer ZUuU bewegen. Es War kaum anzıl-

nehmen, daß die Dekane, Wenn iıhnen die Folgen einer Trevelhaften
Unfolgsamkeit SCSCH cdie Befehle des jetzıgen Könıigs leıch be1 Antritt
seiner Reglerung und 1n eıner seine Gefühle S tief berührenden AnN.
gelegenheit vorgestellt wurden, sıch diesem Ansinnen wıidersetzen soll-
ten, besonders, da ihnen die Rundverfügung des UOberpräsidenten noch
besonders ur strengsten Beachtung zugefertigt Wäar Sollte aber och
das Gegenteil der S SEe1N, War darüber ıne a  / ausführliche,
den Zusammenhang der ne und die den Dekanen gemachten Vor-
stellungen enthaltende Verhandlung auizunehmen und dem Dekan
Mitvollziehung vorzulegen, bzw mıt dem Vermerk seiner Unterschrifts-
verweıigerung versehen. Diese Verhandlung sollte schleunigst Flott-
well direkt eingeschickt werden unter FEıinreichung einer Kopie an die
Regierung. Ferner W äar den Beamten Zu empfehlen, daß S1Ie eventuell
uch die einzelnen Geistlichen ZUrFr Befolgung der königlichen Vor-
schriften Z bewegen sıch angelegen se1n lassen und Flottwell die-
Jjenigen speziell bezeichnen möchten. die dessenungeachtet bei ihrer
Weigerung beharrten, damit demnächst das weıtere Verfahren SCHZCN
s1e eingeleıtet werden konnte. Fine Anweisung Zu gewaltsamen Maß-
nahmen War aber überall 7U vermeiden und 1ın pOsıt1ves Einschreiten

da statthaft, sıch der Zustimmung der Gemeinde voll-
kommen versichert halten konnte, die ache also lag, daß der
Geistliche der renıtierende Teıil blieb. In solchen Fällen W arl unbe-
denklich, die Vorsteher der Ortsgemeinde veranlassen, daß s1e, allen-
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falls durch gemietete Personen, das Läuten besorgen j1eßen. Bei der
Verhandlungsaufnahme war jedesmal das Patronatsverhältnis der
1r zZzuUu vermerken. Wie tief der Gegensatz zwıschen den
Gemeılınden und iıhren Seelsorgern sıch gestaltet hatte,
erwI1eES nıcht bloß eine Zuschrift es Gutsbesitzers Laurenz-S5zyıkiı

Argenau al Rochow VOILL Juni, worın l seiner Empörung über
die Widersetzlichkeit des Klerus Ausdruck gab, „die hier allgemeinen
Unwillen erregt hat‘; sondern VOT allem eine
der hıs auft einen polnischen Vorsteher der atholıschen
Kıirche ZzU Inowrazlaw VO ıLn ı. Sie beteuerten darın Mıt-
gefühl und Irauer. Um heftiger mußte die Katholiken ihrer
Stadt schmerzen, daß Kantak das Geläut verweıgerte. S1e empfanden
mıt Entrüstung die Gehorsamsverletzung BESCNHN königliche Befehle,
SOWI1e die unchristliche Gesinnung und die AUuUr deutliche Insınuation,
die sıch iın diesem Schritt iıhres Geistlichen aussprach. Sie baten, die
Quelle dieses strafbaren Verhaltens nıcht ın den Gesinnungen ihrer
Mıtbürger suchen, sondern S1e Ur Kantak beizumessen.

Als iıhnen aber der Monarch durch VO Juli seinen
Dank für ihre Gesinnungen der 1€. und Anhänglichkei und des
Mitgefühls ausgesprochen hatte, das ın seinem lerzen eıinen lauteren
Klang ertonen 1e als das durch die Pflichtvergessenheıt eiınes fana-
tischen Geistlichen unterlassene Trauergeläut hätte hervorbringen kön-
NCHN, chickte der Propst ıne Rechtfertigung den König, dıe
nach Meinung der Beteuigten VON Unwahrheiten STTOTZTIE. Unter LAl
trıtt VoO  —; noch wel (senossen baten darum die Kirchenvorsteher Rochow

iıne strenge Untersuchung, denn mußte ihnen zZzu ihrer eigenen
Rechtfertigung wI1ie 1m Interesse der VO  w ihnen vertretenen Gemeinde
„5anNz au ßerordentlich VIe  1u daran liegen, festgestellt ZUuU sehen, welche
Parteı dem Könıg die nwahrheit vorgetragen hatte. Kantak behaup-
tete, das Geläut auUus dem. fIrüher erwähnten Grunde 1Ur eınıge Jage
verzögert Z.u haben. Auch bestritt den Unwillen seliner von An-
hänglichkeit all das Herrscherhaus durchdrungenen Gemeinde über se1in
Verhalten und tocht die Kigenschaft der Kläger als deren Kepräsen-
anten und Kirchenvorsteher al Unter Protest hiergegen betonten
diese aber nochmals ihre den ehorden anerkannte Qualifikation

Rochow War indessen vıiel z stumpf, 1112 der hier hervorbrechenden
Gesinnung der Treue irgendeiıne FErmunterung zuteıl werden zZu assen
und den Fall weıter Ar verfolgen, sondern CT legte die Beschwerde
ad acta.

Rasch erledigt wurde der Konflikt 1m h u b {I}. Nach-
dem be1 den Geistlichen der Befehl des Generaloffizials Brodziszewski
in Posen eingelaufen WAar, den Anordnungen der Staatsbehörde olge
r leisten, begann . der Juni überall das Glockengeläut und
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sollte Tage fortgesetzt werden Bericht VO  — Landrat ernıch al

Reg Bromberg unı
In Gnesen hatte derLandratsamtsverweser Viebig a

Juni ogleich nach Fingang der Anweisung VO das Erforderliche
CN Einhändigung des saämtliche Pfarrer beider Konfessionen
gerichteten Flottwellschen Erlasses verfügt (an Flottwell 15 jJuni
Auf die Irauernachricht und ıiıne Weisung des Regierungskollegiums
VO Junı hatte terner für die Polizeibehörden dıe notwendigen
Maßnahmen unter Beigabe eines Reglementsauszuges Vo  — 1797 erlassen
Das Domkapitel wollte direkt durch Dompropst NS Przyluski ZU

Begınn des (Geläuts auifordern, ber dieser WäarTr auifälligerweise auftf
JTage nach Posen ILN: Schrimm verreıst, obwohl Lags UV:! 1

Gespräch nıchts davon hatte verlauten lassen, sondern beiläufig außerte,
nach den ihm ohlbekannten Vorschriftften werde das Läuten erfolgen
mussen. Dieses beirem Verhalten und das auf die Außerungen
einıger Geistlicher gestuüizte Gerücht VO  b einer beabsichtigten Ver-
weigerung dieser Ehrenbezeugung erweckte die Besorgni1s, daß der
Klerus wirklich in seinem Fanatismus weıt gehen möchte. Sie zeigte
sıch auch nıcht unbegründet. Das Domkapıtel erachtete für no{f-
wendig, UVOor ıne Konferenz für den Juni nachmittags anzuberau-
men, die bei verschlossenen Türen ein1ıge Stunden währte. EndHich
wurde beschlossen, mıiıt dem Geläut anzufangen, w as uch
geschah, während die Glocken in drei anderen Kirchen schwiegen.

Der u kı der Pfarrkirche Wäar namlıch sotort
na Kinhändigung der Aufforderung miıt Fxtrapost nach Posen g-
ahren, oltfenbar. sıch dort Instruktion Z holen, und der ar
erklärte, Vor se1ıner ucC nıcht über die Glocken verfügen Z
können. vach unverbürgtem Gerücht sollte schon nach dem Pfingst-
fest herumgereist SEIN. u seinen Verbündeten für den erwarteien
Fall VomMm Ableben des Könıgs das Trauergeläut zZu verbieten. Seine
und des Regens abrowski Abwesenheit VOo  m} (Gnesen WAar mıt er-
heit Testgestellt. Von Dekan Jasiniecki al der Michaeliskirche erfolgte
eine unbedingte Ablehnung, da den Befehl der geistlichen Behörde
erwarten wollte. Pfarrer Sowıinskı erklärte aı Iruüuh dem die
polizeiliche Aufforderung überbringenden Beamten., könne VOL ück-
kehr des ihm vorgeseizten ekans iıhr nıcht genügen. Den Empfangs-
vermerk des ihm UL Uhr übergebenen Flottwellschen Erlasses
datierte wahrheitswidrig uf Uhr Schon ım halb Uhr hatte

ber die Erklärung eingerelicht, laß die Befolgung des Befehls
über as Geläut ın der Parochialkirche Z St Laurentius für seine
Pflicht halte, aber andererseits für unumgänglich erachte, dem am
Tolgenden Jag ın der Kirche versammelten Volk den J1od des Könıigs
Von der Kanzel Zu verkünden und TST hinterher die Glocken in Be-

seizen, weil sgnst der gememıne Mann, der seıt über Monaten
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kein Geläut 1TNOMIMMEI hatte €1' lauben möchte, daß der Krz-
bischof nahe Daraus solle Ma  b aber nıcht olgern, daß seine Ab-
sıcht s  sel, sıch den allerhöchsten Weısungen wıdersetzen. Er bemerke
NUur, daß INa  — gewöhnliıch ZWLVOTLT die Irauerursache ankündige und iıhr
erst das Geläut Tolgen lasse, womiıt ugleich das der Gemeinde
tür den besten, 711 früh dahingegangenen Monarchen verbunden
den würde. Der Ion dieser Erklärung Wäar .. unverkennbar heuch-
lerisch und tückiısch höhnend, laß GE einen chlagenden Beweis von

der niedrigen und unzuverlässıgen Gesinnung dieses Indiyiduums“
abga Nach uUuUC Sucharskıs Nachmittag des 15 in
iıhım die Ankündigung e1n, daß nach dem Gottesdienst 1n der
Pfarrkirche WIE auch dann in den übrigen Gotteshäusern seınes eka-
nats geläutet werden würde. {J)as WAar nachher wirklich der Hall
Kbenso wurde das gesprochen und die vorgeschriebene Bekannt-
machung VO  b den Kanzeln verlesen. Bloß Sucharski fügte dem Gebet
die Worte hinzu, daß Gott das Herz des Königs lenken mOge, damit
Dunin freigegeben werde. Die Entrüstung der ireuen Finwohner Gne-
SCNHNS hatte sıch bel diesen Vorgängen auf das entschiedenste auSSCSPTO-
chen, der Eifer einzelner vielleicht lebhafter als wünschenswert al,

nıcht den Gegnern Gelegenhei Ur Schadenfreude 7211 geben und
iınnutze Auiregung 1 Publikum ZUuU vermeılden. Diese SINg weılt.
daß ine Anzahl angesehener Einwohner Sucharski in seiner Woh-
Nung 711 Rede stellen wollte und, da nicht Hause Waäal, Viebig
durch eine Deputation energisches Einschreiten die katho-
lische Geistlichkeit bıtten ließ Eın Teil des Magistrats un der adt-
verordnetenversammlung sollte eine Konferenz beider ehorden VOI'-

langt en, ıL  z direkt beim Könıig durch Estafette Anzeige von der
Pflichtwidrigkeit des Klerus ZU erstatten. Gegenwärtig stand aber Z

hoffen, daß diese VOo  k den besten Gesinnungen zeugende Aufregung
sıch Jegen und ebenso, daß auf dem Land die Geistlichkeit dem Bei-
spiele nNnesens Tolgen werde. Die polnische Bevölkerung verhielt sıch
übriıgens durchaus ruhig, hne jedo die erstrebende wahre Teil-
nahme den Ereignissen beweisen. Ihre Bewegung beschränkte
sıch vielmehr auf das Herumtragen abgeschmackter Gerüchte, deren
manche VO.  a der Geistlichkeit aus  SC sSeın schienen. Diese Dar-
stellung irug hoffentlich dazu bel, „die niedrige sittliche Stufe, auf
der sich die hiesige katholische Geistlichkeit befindet, und die Unzu-
verlässigkeit und Treulosigkeıit ihrer Gesinnung in das hellste Licht
ZU stellen“

Im e In ähnliche Weigerungsfälle WI1€e
bei Kantak 1U noch vorgekommen bei an Kalinowski-Szadlowice
und Pfarrer Eichstaedt-Argenau. er fühlende Mensch empfand

3) Wegen der Abwesenheit unıns 1e8 dıe Geistlichkeit das Geläut



254 Untersuchungen
tief den offenbaren ohn dieser sträflichen, dem kgl Befehl trotzenden
Renitenz, und die dadurch empoOrten Gemüter bewilesen offenkundig
ihre edle Denkweise, indem S1E auch ohne Genehmigung des Ortspfar-
reTrs das Glockengeläut selbst bewirkten (Magistratsbericht aus

Argenau). In Argenau hatte eın zufällıgerweıise anwesender Land-
schaftsrat Janısch sogleich. den Bürgermeister Versammlung der
Kirchenvorsteher und angesehensten Katholiken ersucht, u  3 7U erfah-

Auf seinerenN, ob S1€e die Handlungsweise ihres Pfarrers igten
polnische Anrede ekannten s1e, mıt dem kgl Befehl ısher nıcht VOeT-

TaufTt, sofort ihre tiefe Entrüstung und ur Selbstbewirkun des
Geläuts bereıt, falls ihnen versichert wurde, daß iıhnen diese nıcht VOCI'-

boten se]l. Als Janisch diese Erklärung g’ab, machten S1€e sıch aAall cdie
Ausführung, und das Geläut wurde noch äglıch eine Stunde lang W1€e-
derholt, während der Pfarrer dieses Benehmen edier Menschen beım
öffentlichen Gottesdienst zZzu verdächtigen versuchte. araus sprach ıin
eiuh großen Wohlbehagens un Übermults, indem gul dotiert
Waäar, daß den angesehensten Gutsbesitzern al Kınkommen Jeich-
stand und mehr Landwirt als Geistlicher WäarTr IDen gleichen Erfolg
erzielte Janisch ın der katholischen Kirche 711 Ludzisko, der se1ın
Gut gehörte. Hıer konnte GF en Ptfarrer ZU Geläut bewegen, da
SONnNst dıe Gemeinde sıch ebenfalls selbst ihr verschafft haben
würde Bericht des Landratsamtsverwesers, Amtmanns Heyne, die
Keg Bromberg Juni

1€ M ı erlangten VO  > diesen Vorgängen Kenntnis durch
die Berichte des Regierungspräsidenten VOon Wißmann an Rochow und
der Bromberger Regierung das Kultusministerium VOLNL Jun1.
S1ie fügten allerdings hinzu, daß inzwischen cdıie Anwelsung der ırch-
ichen Oberbehörden Befolgung der staatlıchen Anordnungen
yangen War und u das Jäut auch Orten gehört wurde, deren
Glocken anfangs geschwiegen hatten. Durch diese Berichte und die
beigelegten Schriftstücke wollte 1ıßmann dem Minister einen vollstän-
digen Überblick über die beklagenswerten Gesinnungen der atho-
lıschen Geistlichkeit gewähren, die nıcht Anstand SC  I hatte, „Ss1ıe
au betrübendem nla ın einer elinde als gehässıg bezeich-
nenden Weise all den Jag Zu legen Im Gegensatz dazu War ın der

Bromberg bereits a Ill Juni iın den (‚otteshäusern beider Kon-
fessionen unausgesetzt geläutet worden.

Unterdessen hatte ber auch Jottwell beım Kultusmini-
Weisungen erbeten. Geheimrat v.Ladenberg teilte

Rochow cdıie achlage mıt, und da die Kule eiıne Befiragung des Minister-
konseils nıcht ohl zuheß; legte ihm das unmundierte Konzept Sel-
ner Antwort ur Meinungsäußerung VOTLT (24. un1) Rochow konnte
sich aber miıt dessen Inhalt nıcht befreunden Er befürchtete nämlich,
daß die Verhaftung der widerspenstigen Geistlichen 7U sechr unerfreu-
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liıchen Szenen Veranlassung geben könnte, ohne in der Sache selbst
mehr ZUuU fördern, als dies nach der Anweisung ler kompetenten Polizei-
behörde AA Besorgung des Geläuts geschah Er wollte eshalb der
letzteren unbedingt den Vorzug einräumen, eventuell mıt der Maßgabe,
daß entstehende Kosten aus den JTemporalıen des Pfarrers wıeder
eingezogen würden. Hs schien ihm NSCINECSSCH, in Fällen delikater
Natur die Sache nıcht uft das Gebiet der Kriminalrechtspflege zu weIl-
SCH; zumal die Geistlichen das Trauergeläut nıcht unbedingt, sondern
ur eshalb verweıgerten, weıl ıhnen VOoO  b ihren Oberen nıcht cdie for-

Man tat wohlmell notwendige Benachrichtigung ZU  c S

besser, dıe Würdigung dieser Handlungsweise der Zukunft aufzuspa-
e Der des Königs WAäar kaum, daß TIrauer erZWUNSCH
wurde, WI1e schon daraus hervorging, daß die Beschwerde der (3@6-
meinde Inowrazlaw über Kantak aus dem Kabinett nıcht ZUFLC Ver-
fügung remittiert worden WAäar. Die angedeutete Maßregel schien aber
hinlänglich, un cdie außeren Irauerzeichen da bewirken. die
Gemeinde sS1Ee 1 Gegensatz Zu dem widersetzlichen Benehmen der
Geistlichkeit verlangte.

Auf den hıernach abgeschwächten eschel: VOoO Juni erneuerte
der Oberpräsident seıne Anfrage ulı Ladenburg War mıt
ihm darın einverstanden, daß alle Fälle VOL Renitenz polizeilich ZuUu

konstatieren FEA und dıejenigen, WO der Verweigerung des Geläuts
besonders erschwerende Umstände, 5 Nichtverlesung des Publikan-
dums über den Regierungsantritt des Könılgs, unehrerbiletige AÄAuße-

über die Obrigkeit der Sar über en andesherrn hinzutraten.,
deren jedo anscheinend keine der doch NUur weniıge vorgekommen
15 Gegenstand eıner förmlichen Kriminaluntersuchung gemacht
werden mußten, deren rgebnis nach SS nıcht zweifelhaft
erschien.

Weniger unbedenklich wWar dıe Entscheidung, auf welche Weise
die wahrscheinlich nıcht unbedeutende Zahl VO  - Geistlichen Zu VeOeTlT -

ahren WAar, che mıiıt dem Geläut bis un Befehl ihrer kirchlichen Oberen
gewarte hatten. An und tür sich stimmte Ladenberg der Regierung
in Bromberg dahin U, daß die Beurteilung der Stratbarkeit dieser
Aänner Ur ger1  en Kompetenz gehörte. Er wollte diese Mei-
M selbst dann noch für richtig halten, I1 Ha die se1INESs rach-
tens auf die in ede stehenden Überschreitungen nıcht passende Strafi-
bestimmung des Trauerreglements anzuwenden SESONNECN WAaT, die nach
Befinden der Umstände 55 I Geldbuße für 1ne Übertretung VOT-

sahen. Er verkannte- aber mıt Flottwell nicht, daß erhebliche politische
Gründe dafür sprachen, die Fälle einfacher Renitenz asch Zu hnden.,
insofern olches überhaupt den bsichten des Königs entsprach, und
daß eshalb wünschenswert wa mittelst polizeilicher Anwendung
des Irauerreglements durch Geldbußen vertfahren ZUu können. In-
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dessen a  nN, selbst wenn inNna  — dieses orgehen für zulässig hielt,
jedenfalls ohl Ur die KHälle uft solche Weilse zZzu ahnden. W der
Geistliche seıne Widersetzlichkeit nıcht bloß miıt Worten, sondern tal-
lich adurch den Jag gelegt hatte, daß mıiıt dem Geläut nıcht

Tag nach Zustellung des behördlichen Befehls begınnen 1eß Von
eıner duspension der renıtenten Seelsorger, die der Oberpräsident SCSCH
die Meinung des Bromberger Regierungskollegiums durchgeführt 711

sehen wünschte, mußte nach den hiermit gemachten unangenehmen
Erfahrungen wohl ga dann Abstand S  DD werden, WECNN CI'-

schwerende Umstände konkurrieren sollten, indem dadurch 1UFLI ZuUu

argeren, dıe Aufregung vermehrenden Exzessen Ursache gegeben wurde.
Es eshalb nO: in den letzten Jagen einige dahın gerichtete
Anträge der Osener Regierung zurückgewl1esen worden. Ladenberg
erhat aber Rochows Meinung. Von eıner Berichterstattung Al den
König wollte 7anz absehen, bıs cie vorbehaltene Anzeıge über cdie
wirklich vorgekommenen Kontraventionsfälle eingegangen Wäar (an

‚B5 Juli
Miıt dieser Ur den Ratschlag, Ur Vermeidung unangenehmer

Zwischenfälle die Wirksamkeit der Staatsbehörden nıcht eintreten Z

lassen, nıchts weniıger als den völligen Bankrott der weltlichen Macht
proklamıerenden Auffassung W äar R o h natürlich einverstanden.
Auch darin trat Ladenberg bel, daß cdie Beurteilung der Strafbar-
keit des zuwartenden Klerus der ger]  en Kompetenz unterlag,
zumal ihre Unfolgsamkeit hier nıcht als In Verstoß das Irauer-
reglement, sondern vielmehr als Verletzung der Ehrfurcht VOoOrT der
Majyestät bewertet werden mußte. Er stellte anach dem. konkurrie-
renden Ressort die betrefitfende Verfügung anheim, bat aber, sS1€e€ au sS-

zusetizen, b1s der Erfolg der In der Hauptfrage beabsichtigten Schritte
vorlag (an das Kultusministerium Juli

ach dessen Eintritt 1eß Ina  b cdie Angelegenheıt einfach einschlafen,
und wıederum blieb eine Verhöhnung der Staatsautorıität un ıne

Kbensoweniggrobe Pietätlosigkeit des Klerus änzlıch. ungeruügT.
wWär VoNn irgendeiner Anerkennung des Verhaltens vVvon Janisch. und
seiıner Gesinnungsgenossen die Rede urch völlıges Schleifenlassen
der /Züge. wurde Preußen In der verderblichsten Weise kompromiuittiert
und die Opposition der polnischen Geistlichkeit geradezu heran-
gezüchtet.

Es lıegt nahe, sıch dıe Folgen auszumalen, die eın ähnliches Ver-
halten deutscher Geistlicher 1m heutigen olen nach sıch ziehen
würde

1€ bereit der polnische Klerus eınem Mi  Tauch„ der Glocken
für seine Zwecke WAaT, zeıgt eın Wall Aaus Czarnıkau, in der Nacht
VO Februar 1839 Probst Kozlowski plötzlı laäuten ließ, w as
sroße Uung und die Eirkrankung schwangerer Frauen ur olge
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Vor a  em bemerkenswert ist aber dıe gänzliıche Verständnislosigkeit
der regierenden Steilen für die Tatsache., daß jede wächung des
staatlichen Ansehens durch die Widersetzlichkeit der Geistlichen
Posen nıcht 18808  I 1ne kırchenpolitische Bedeutung hatte, sondern _

gleich ine Gefährdung des Deutschtums iın sich O da die pol-
nıschen Kleriker nebenher die Iräger des natıonalen Gedankens Waren

un die Vermehrung ihres Einflusses systematisch ZUFL ärkung ihres
Volkstums ausnutzten.

bgeschlossen 1 Junı 1955

hatte Abt Inneren Reg Bromberg Rochow 21 Aug 1840
Kr wurde durch polizeiliche Verfügung CSChH Ruhestörung mıt sechs
Wochen Gefängni1s der Geldbuße belegt, aber Rochow gab ihm
den Antrag auf richterliche Ents  eidung Trei (an Reg. Sept.),
daß die Sache unter die Amnestie fje

Zitschr. K LIL., 1


